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Beschlussvorlage 

 

 
zur Behandlung im: Gemeinderat 

  

Vorberatung im: Ausschuss für Planung, Verkehr, Energie und Umwelt 

Zur Kenntnis: Ortsbeirat West 

  

 

Betreff: Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Vorhaben- und Erschließungsplan 

„Herrenberger Straße 55 bis 59“  

Aufstellungsbeschluss und Beschluss über das frühzeitige Beteiligungsver-

fahren 

  

Bezug: 356/2007 

Anlagen:  Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (Anlage 1) 
Entwurf des ersten Preisträgers (Anlage 2) 

 

 

Beschlussantrag:  
 

1. Für den in Anlage 1 dargestellten Bereich wird nach § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB), 

§ 2 Abs. 1 BauGB und § 12 BauGB ein vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Vorhaben- und 
Erschließungsplan „Herrenberger Straße 55 bis 59“ aufgestellt.  

 

2. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung nach 
§ 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer formellen Umweltprüfung 

nach § 2 Abs. 4 BauGB und ohne eigenständigen Umweltbericht aufgestellt. Die Umweltbelange 

werden in den Abwägungsprozess nach § 1 Abs. 7 BauGB eingestellt.  
 

3. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB wird in Form einer 14-

tägigen Planauflage und einer öffentlichen Informationsveranstaltung durchgeführt. Die Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange werden nach § 4 Abs. 1 BauGB frühzeitig am 

Verfahren beteiligt.  

 
4. Der Bebauungsplan „Freiacker, Teil 1“, rechtskräftig seit dem 22.08.1988 wird mit Rechtskraft 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Herrenberger Straße 55 bis 59“ in dessen Geltungs-

bereich überlagert und damit für unanwendbar erklärt.  
 

5. Der Flächennutzungsplan wird entsprechend § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichti-

gung an die Planung angepasst. 
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Ziel:  
 

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Herrenberger Straße 55 - 59“ sollen die planungsrecht-

lichen Voraussetzungen für die Entwicklung des ehemaligen Betriebsareals der Firma Steinhilber ge-
schaffen werden. Als Maßnahme der Innenentwicklung sollen auf dem Areal Wohnnutzungen ermög-

licht werden. Der Vorhabenträger legt bei dem Vorhaben großen Wert sowohl auf gestalterische und 

städtebauliche Qualität als auch auf eine gute Anbindung an Altstadt und Verbrauchermarkt West und 
möchte deshalb im Zusammenhang mit dem Vorhaben auch die Erschließungssituation verbessern.  

 

 
Begründung:  

 

1. Anlass / Problemstellung 
 

Seit Beendigung des Betriebs der Bauunternehmung zum Jahresende 2004 liegt das Areal 

der Firma Steinhilber brach. Der geltende Bebauungsplan „Freiacker, Tei 1“ setzt für einen 
Teil des Betriebsareals ein eingeschränktes Gewerbegebiet fest. Um dort Wohnnutzung zu 

ermöglichen, ist eine Bebauungsplanänderung notwendig. 

 

2. Sachstand 

 

Das Betriebsareal der Firma Steinhilber lag zum größten Teil im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans „Freiacker, Teil 1“, ein kleiner Teil lag im Geltungsbereich des Bebauungsplans 

„Freiacker, Teil 2“. Von insgesamt ca. 11.000 m² Fläche, die das Betriebsareal früher ein-

nahm sind ca. 3.700 m² als eingeschränktes Gewerbegebiet festgesetzt. Die restlichen Flä-
chen sind in den Bebauungsplänen als Mischgebiet, Wohngebiet, Wegeflächen oder als 

Spielplatz festgesetzt. 

 
Über die Grundstücksteile des Betriebsareals, die im Bebauungsplan als Wohngebiet, Ver-

kehrsfläche und Kinderspielplatz ausgewiesen sind, wurden 2005 Kaufverträge mit der Im-

mobilienabteilung einer Bank abgeschlossen, wobei für die Teile, die nach Bebauungsplan 
Verkehrsflächen oder Spielplatz sind das Vorkaufsrecht ausgeübt wurde. Südlich der Ammer 

wurde zwischenzeitlich eine Wohnbebauung genehmigt. Die Bank versucht derzeit jedoch 

dieses Grundstück wieder zu verkaufen. Alle der Verwaltung bekannten Interessen wollen 
statt der genehmigten Etagenwohnungen mit Tiefgarage Reiheneinfamilienhäuser mit den 

Einheiten zugeordneten Garagen bauen. 

 
Die als eingeschränktes Gewerbegebiet und als Mischgebiet festgesetzten Flächen nördlich 

der Ammer wurden kürzlich an einen Bauträger verkauft und sollen nun entwickelt werden. 

Der Bauträger hat im April 2010 eine Mehrfachbeauftragung mit 3 Büros durchgeführt. Der 
von der Jury einvernehmlich zur Umsetzung empfohlene Entwurf  ist vom Büro Atelier Hybri-

de aus München (Anlage 2). 

Der Entwurf soll dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan zu Grunde gelegt werden. Er sieht 
eine viergeschossige Straßenrandbebauung entlang der Herrenberger Straße vor, die zur 

Straße hin mit Steildächern versehen werden soll und sich in die bestehende Bebauung ein-

fügt. Im Blockinneren sind gegeneinander versetzte, dreigeschossige, flachgedeckte Gebäu-
de vorgesehen, die nach Süden ausgerichtet sind. Der Grünraum der Ammer soll mit den 

Freiräumen der Bebauung verzahnt werden, am Ammerbegleitweg ist ein Aufenthaltsbereich 

vorgesehen, der auch der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt werden soll. Die Parkierung 
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soll in einer über die Freiackerstraße erschlossenen Tiefgarage erfolgen. 
 

Die Beurteilungskommission hat dem Entwurf aber noch Hinweise zu einer weiteren Optimie-

rung gegeben, die derzeit in den Entwurf eingearbeitet werden: 

� Das Konzept der Terrassenhäuser soll überdacht werden: eine Begradigung der Fas-

saden wird angeregt. 

� Nach Westen muss deutlich mehr Abstand zu den bestehenden Gebäuden gehalten 
werden. Der Raum entlang der internen Nord-Süd-Achse kann dafür verschmälert 

werden. 

� Der Abstand zwischen Haus 4 und Haus 6 muss vergrößert werden. 
� Der Aufenthaltsbereich am Ammerbegleitweg soll ebenfalls vergrößert werden. 

 
 Außerdem sollen die Fassaden zur Herrenberger Straße verputzt ausgeführt werden. 

Der städtebauliche Entwurf sieht entsprechend dem geltenden Bebauungsplan eine Verlän-

gerung des öffentlichen Ammerbegleitwegs vor, südlich der Ammer soll ein neuer öffentli-

cher Spielplatz entstehen. Ebenfalls ist die im geltenden Bebauungsplan dargestellte öffentli-
che Fußgänger- und Fahrradbrücke über die Ammer in der Freiackerstraße vorgesehen. Das 

Straßenende der Freiackerstraße soll Aufenthaltsqualität bekommen, wobei sich die Gestal-

tung an die der Rappstraße anlehnt.  
 

Um eine Sichtbeziehung zwischen Herrenberger Straße und Westbahnhofstraße herzustellen 

und um die Wege zum Einkaufszentrum, zu den Schulen und zur Hepperhalle ohne Umweg 
führen zu können wird im weiteren Verfahren geprüft werden, ob die Fußgänger- und Fahr-

radfahrerbrücke in direkter Verlängerung der Freiackerstraße die Ammer überbrücken könn-

te. Hierfür müsste mit der Eigentümerin der südlich angrenzenden Grundstücke, für die be-
reits eine Baugenehmigung erteilt wurde, Einigkeit erzielt werden. Kann diese Einigkeit nicht 

erzielt werden, müsste die Wegeführung trotz der etwas höheren Kosten entsprechend dem 

jetzt geltenden Bebauungsplan realisiert werden. 
 

Da die genannten Maßnahmen eng mit dem Vorhaben der Vorhabenträgerin gekoppelt sind, 

werden diese in den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes aufgenom-
men.  

Die Grundstückseigentümerin als Vorhabenträgerin hat für das beschrieben Vorhaben am 

22.06.2010 einen Antrag auf Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ge-
stellt, in dem sie auch nochmals deutlich macht, dass sie bei ihrem Vorhaben großen Wert 

auf gestalterische und städtebauliche Qualität legt und mit dem Vorhaben die Erschließungs-

situation verbessert werden soll. 

Die Vorhabenträgerin hat sich gegenüber der Stadt in einem Rahmenvertrag zu folgenden 

Eckpunkten verpflichtet:  

• Durchführung einer Mehrfachbeauftragung und Kostentragung der Mehrfachbeauftra-
gung, Vorhabenplanung auf der Basis des ersten Preisträgers der Mehrfachbeauftragung, 

• Übernahme der Planungskosten für den Bebauungsplan  

• Übernahme von Kosten für dem Vorhaben zurechenbare und in der Höhe angemessene 
Erschließungs- und Freiflächengestaltungsmaßnahmen. 
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Für diese Verpflichtungen wurde eine Kostenobergrenze von 750.000 € vereinbart. Die Vorha-
benträgerin hat den Rahmenvertrag bereits unterzeichnet. Auf der Grundlage dieser Rahmen-
vereinbarung werden zu gegebener Zeit Detailverträge abgeschlossen.  

Die Vorhabenträgerin und die Verwaltung sind hinsichtlich dem Ausbau und der Freiackerstra-
ße, die derzeit eine Privatstraße darstellt, bereits mit den Angrenzern im Gespräch. Ein ge-

meinsames Gestaltungskonzept für die Freiackerstraße ist abgestimmt, im weiteren Verfahren 

wird die liegenschaftliche Abwicklung geklärt. 
 

3. Lösungsvarianten 

3.1 Änderung des Planungsrechts durch einen Bebauungsplan entsprechend Vorlage 356/2007.  

3.2 Änderung des Planungsrechts durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan. 

 

4. Vorschlag der Verwaltung 
 

Würde der Bebauungsplan, wie in Vorlage 356/2007 beschrieben ohne Vorhabenbezug wei-

tergeführt, wäre die Durchsetzung sowohl der gestalterischen Qualitäten des Entwurfs von 
Atelier Hybride als auch der Erschließungsmaßnahmen erschwert. Die Verwaltung schlägt 

daher vor, den Bebauungsplan wie unter 3.2. beschrieben vorhabenbezogen aufzustellen. 

 

5. Finanzielle Auswirkungen 

 

Die Kosten der Mehrfachbeauftragung, die Planungskosten für den Bebauungsplan und die 
dem Vorhaben zurechenbaren und angemessenen Kosten für Erschließungs- und Freiflä-

chenmaßnahmen werden von der Vorhabenträgerin bis zu einer Obergrenze von 750.000 € 

getragen. Die Vorhabenträgerin hat sich hierzu in einer Rahmenvereinbarung verpflichtet.  
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